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2. Gemäß § 15 Abs. 1 haben der Beschuldigte und der An­
geklagte das Recht auf aktive Mitwirkung am gesamten Straf­
verfahren, folglich erst nach Einleitung des Ermittlungsver­
fahrens.

3. In § 344 Abs. 3 sind die gesetzlichen Voraussetzungen 
für die Anordnung des Vollzugs der bei der Verurteilung auf 
Bewährung angedrohten Freiheitsstrafe nach Ablauf der Be­
währungszeit bestimmt. Eine dieser Voraussetzungen besteht 
darin, daß bei Ablauf der Bewährungszeit ein Strafverfahren 
wegen des Verdachts einer während der Bewährungszeit be­
gangenen Straftat eingeleitet gewesen sein muß. Damit kann 
offensichtlich nicht das Vorliegen einer Anzeige, sondern erst 
die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gemeint sein.

4. Daß mit der Einleitung eines Strafverfahrens nur die 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens und nicht die Auf­
nahme der Anzeige bzw. das Verfahren ihrer Überprüfung 
angesprochen wird, ergibt sich auch aus Regelungen des StGB. 
So wird in den Bestimmungen zur Verjährung der Strafver­
folgung (§ 83 StGB) mehrfach die Formulierung „solange ein 
Strafverfahren nicht eingeleitet oder fortgesetzt werden kann“ 
gebraucht.

Insgesamt ist m. E. daher festzustellen, daß das Strafver­
fahren grundsätzlich immer erst rfiit der Entscheidung über 
die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens beginnt (eine Aus­
nahme davon sind Entscheidungen über das Absehen von der 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens bei Jugendlichen ge­
mäß § 75 Abs. 3 StPO und Übergaben an gesellschaftliche Ge­
richte vor Einleitung eines Ermittlungsverfahrens).

Das Strafverfahren setzt sich in der Regel aus dem Er­
mittlungsverfahren und dem gerichtlichen Verfahren zusam­
men und endet mit der rechtskräftigen gerichtlichen Entschei­
dung. Daraus ergibt sich dann aber wiederum die Frage, wie 
das vor der Einleitung des Ermittlungsverfahrens liegende 
Anzeigenprüfungsstadium zu definieren ist. Meines Erach­
tens ist es nicht Bestandteil des Strafverfahrens, sondern ein 
vorgelagertes Prüfungsstadium, das nur deshalb in den §§ 92 
bis 97 StPO geregelt wird, weil es in Form von Anzeigen 
und Mitteilungen bestimmte Anlässe zur Prüfung geben muß, 
bevor ein Strafverfahren eingeleitet werden kann.

Weitere Fragen ergeben sich zur Verantwortung für das 
Anzeigenprüfungsstadium, wenn es nicht zum Ermittlungs­
verfahren gehört, da der Staatsanwalt dann erst ab Einlei­
tung des Ermittlungsverfahrens verantwortlich ist (vgl. §§ 3 
und 14 StAG, §§ 13 Abs. 1 und 87 Abs. 1 StPO). War und ist es 
überhaupt möglich, dem Staatsanwalt die Verantwortung für 
das vor dem Ermittlungsverfahren liegende Anzeigenstadium 
zu übertragen? Entsprechend der Anweisung 1/85 des General­
staatsanwalts der DDR über die Leitung des Ermittlungsver­
fahrens durch den Staatsanwalt hat dieser „die Anzeigenauf­
nahme und Anzeigenprüfung bei den U-Organen zu kontrol­
lieren“. Kann der Staatsanwalt denn überhaupt sichern, daß 
alle erstatteten Anzeigen auch aufgenommen, ordnungsgemäß 
registriert und bearbeitet werden? Ich meine nein, denn das 
würde voraussetzen, daß er bei jeder Erstattung einer An­
zeige selbst anwesend sein müßte.

Meiner Auffassung nach hat die falsche und vom Gesetz 
nicht getragene Konzeption, daß das Ermittlungsverfahren 
mit der Anzeigenaufinahme beginnt und der Staatsanwalt Ver­
antwortung für das gesamte Ermittlungsverfahren hat, zu 
Unklarheiten bei der Abgrenzung der Verantwortung von 
Untersuchungsorgan und Staatsanwalt und damit zur unge­
nügenden Wahrnahme real bestehender Verantwortung ge­
führt. Beispiele dafür sind Praktiken in zahlreichen Kreisen, 
in denen durch die Staatsanwaltschaft regelmäßig das An- 
■zeigentagebuch der Kriminalpolizei abgeschrieben und alle 
zu Anzeigen getroffene Entscheidungen zwischen dem Leiter 
der Kriminalpolizei und dem Rreisstaatsanwalt abgestimmt 
wurden. Dadurch wurde Verantwortung verwischt und das 
grundlegende Prinzip der eigenverantwortlichen Prüfung des 
Schuldvorwurfs durch alle drei am Strafverfahren mitwi-rken- 
den Organe als ein wichtiges Element der Rechtssicherheit 
verletzt.

Rechtliche Verantwortung muß immer auch wahrgenom­
men werden können. So ist für das Anzeigenprüfungsstadium 
das Untersuchungsorgan, für .das Ermittlungsverfahren der 
Staatsanwalt und für den gerichtlichen Teil des Strafverfah­
rens das Gericht verantwortlich. Es wurde in der Vergangen­
heit zwar immer das ständig enger werdende Zusammenwir­
ken zwischen den Justiz- und Sicherheitsorganen gepriesen 
und die Notwendigkeit hervorgehoben, dabei die Eigenver­
antwortung zu wahren;, ungelöste Grundfragen blieben aber 
bestehen. Die Frage nach dem Beginn des Strafverfahrens 
gehörte dazu.
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Es wird in der Öffentlichkeit viel von der Notwendigkeit 
der Veränderung des Familiengesetzbuchs gesprochen, ohne 
Vorstellungen zu entwickeln, wie nachteilige Folgen in 
den Eltern-Kind-Beziehungen bei Auflösung der elterlichen 
Ehe oder der nichtehelichen Lebensgemeinschaft der Eltern 
mit Hilfe rechtlicher Regelungen vermindert werden können.
K.-H. E b e r h a r d t  hat in NJ 1990, Heft 2, S. 59 ff., zu die­
ser Problematik Vorschläge unterbreitet, die unterstützens- 
wert sind.

Von einem Umgangsrecht des Kindes auszugehen, halte 
ich für die beste Alternative zur bisherigen gesetzgeberischen 
Regelung. Es ist bekannt, daß es hierzulande „Gewohnheits­
recht“ für viele Mütter ist, das Erziehungsrecht zu erhalten. 
Als Pädagoge beschäftigen mich diese Probleme vor allem 
aus der Sicht des Kindes, und ich möchte dazu einige Überle­
gungen mitteilen.

Zum einem sollte die Öffentlichkeit mehr über die Vater­
forschung erfahren, damit Vorurteile abgebaut werden und 
alleinerziehende Väter nicht den Status des Besonderen ha­
ben.! Zum anderen bin ich für eine Beratung von Eltern im 
Vorfeld der Scheidung oder der Beendigung einer Lebensge­
meinschaft. Das hat mehrere Gründe:

Eine Trennung der Eltern bringt für jedes Kind negative 
Folgen mit sich, die nicht leicht zu reduzieren sind2: Im Tren­
nungsprozeß sind die Eltern zumeist sehr belastet, so daß die 
Interessen des Kindes nicht über ihre eigenen Interessen ge­
stellt werden. Selbst wenn der Wille dazu vorhanden ist, ge­
lingt das nur begrenzt. Auch entstehen mit der Trennung viel­
fältige neue Anforderungen an die Eitern, die die berufliche 
Tätigkeit, wirtschaftliche Eigenverantwortlichkeit, Versor­
gung mit Wohnraum usw. betreffen.

In der DDR ist Scheidungsberatung, speziell die Kinder 
betreffend, im Vorfeld der Trennung nicht ausgeprägt. Es 
gibt nicht ausreichend Beratungsmöglichkeiten, und es gibt 
natürlich auch Hemmschwellen (besonders in kleineren Orten), 
sie zu nutzen. Vorstellbar wäre, ähnlich einer verbreiteten 
Praxis in den USA, Familienberatungen an den Gerichten 
einzurichten. Am Family Court of Allen Country, Indiana, 
ist jeder, der eine Scheidung einreicht, verpflichtet, an einem 
vierstündigen Beratungsprogramm teilzunehmen, sofern min­
derjährige Kinder von der Scheidung betroffen sind. Die an­
fangs von den Teilnehmern mit Vorbehalt aufgenommene 
Pflicht wurde später begrüßt, und etwa 50 Prozent dieser 
Eltern wünschten weitere Hilfen.3 In den Beratungen wird 
ein rechtsverbindliches Übereinkommen der Eltern über die 
strittigen Probleme angestrebt. Dazu zählen Eigentums-, Un­
terhalts- und Sorgerechtsfragen. Dieser Ansatz ist fami­
lienorientiert und bietet die Möglichkeit, bereits im Vorfeld 
der Scheidung die Beibehaltung der gemeinsamen elterlichen 
Sorge zu regeln und im weiteren eventuell notwendige Hilfe 
bei der Kindererziehung zu geben.

In diesem Zusammenhang ist auch ein am St^atsinstitut 
für Frühpädagogik und Familienforschung München erprob­
tes Modell zur Beratung von Familien in Sorgerechtsfragen zu 
nennen. Dieser Interventionsansatz hat folgende Inhalte:
1. Trennung der Partnerbeziehung von der Elternebene, um 
die Zusammenarbeit der Eltern/zu fördern. 2. Vermittlung 
der Perspektive des Kindes. 3. Bewertung von Übereinstim­
mung und Unterschieden in Erziehungszielen und im Erzie­
hungsverhalten. 4. Diskussion und Reflexion konkreter For­
men der Ausgestaltung von Sorgerechtsmöglichkeiten. 5. Wahl 
eines Sorgerechtsmodells. 6. Konkrete Ausgestaltung des ge­
wählten Sorgerechtsmodells.

Die Teilnehmer fixieren schriftlich eine Wohlverhaltens­
klausel, Einzelheiten der vereinbarten Sorgerechtsregelung 
und in jedem Fall eine Sch 1 ichtungsklausel/*
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